
lassung sein müssen, sorgfältiger und überlegter zu arbei­
ten. Auch das Bezirkgericht vertritt daher — wie auch das 
Kreisgericht — die Auffassung, daß den Jugendlichen ein 

' gewisses Mitverschulden treife, das allerdings die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit der Angeklagten nicht aus­
schließe. Es sei aber nicht von der Hand zu weisen, daß 
beide Angeklagten eine Reihe von Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Arbeitsschutzes zur Sicherheit am Arbeitsplatz 
durchgeführt hätten. Daher habe das Bezirksgericht keine 
Bedenken gehabt, bei beiden Angeklagten § 1 StEG anzu­
wenden, ohne im Strafausspruch zu differenzieren.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation dieses Urteils beantragt und 
dazu im wesentlichen ausgeführt:

Das Urteil des Bezirksgerichts sei im Strafausspruch 
gröblich unrichtig. Das Bezirksgericht habe den hohen 
Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat ungenügend 
beachtet und nicht berücksichtigt, daß ein nicht wieder 
zu ersetzender Schaden eingetreten sei. Auch sei es un­
richtig von einem Mitverschulden des Jugendlichen aus­
gegangen. Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zwar haben das Bezirksgericht und das Kreisgericht 

zutreffend darauf hingewiesen, daß der Schutz der Ar­
beitskraft ein wichtiger Grundsatz unseres Arbeiter- 
und-Bauern-Staates ist und daß Tötungsdelikte, auch 
wenn sie fahrlässig begangen werden, in hohem Maße 
gesellschaftsgefährlich sind. Beide Gerichte haben je­
doch daraus nicht die notwendigen Schlußfolgerungen 
gezogen und nicht beachtet, daß die Höhe der ausge­
sprochenen Strafe nicht dem Grad der Gesellschafts­
gefährlichkeit der Tat entspricht, wie er sich aus deren 
Schwere, der Schutzbedürftigkeit des angegriffenen Ob­
jekts und den eingetretenen Folgen der Tat ergibt.

Das Oberste Gericht hat in seiner Rechtsprechung 
wiederholt darauf hingewiesen, die gesellschaftliche Ge­
fährlichkeit von Straftaten gegen die Arbeitskraft, ins­
besondere wenn ein Menschenleben mangelnder Sorg­
falt zum Opfer gefallen ist, nicht zu bagatellisieren und 
zu milde Strafen zu verhängen.

Das entspricht dem vordringlichen Bestreben unseres 
Staates, die unbedingte Sicherheit der Arbeiter an 
ihrem Arbeitsplatz zu gewährleisten und die Betriebs­
leiter, Betriebsinhaber sowie die mit der Leitung und 
Aufsicht der Produktion, der Produktionseinrichtungen 
und der Beschäftigten beauftragten Personen zur pein­
lichen Einhaltung der Bestimmungen über den Arbeits­
schutz anzuhalten und zu erziehen. Nur eine solche Be­
trachtung trägt der VO zum Schutze der Arbeitskraft 
vom 25. Oktober 1951 Rechnung, wonach der Schutz der . 
Arbeitskraft in den Brennpunkt der Aufmerksamkeit 
aller Leiter der Wirtschaftsorgane, der Betriebe und 
derjenigen, die mit der technischen Sicherheit und der 
Kontrolle der Einhaltung des Arbeitsschutzes beauf­
tragt sind, gehören und wonach die in §§ 1 und 2 der 
Verordnung genannten Personen die volle Verantwor­
tung für die Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmun­
gen in ihren Arbeitsbereichen zu tragen haben.

Dem Kassationsantrag ist daher zuzustimmen, daß 
die vom Kreisgericht ausgesprochenen und vom Be­
zirksgericht bestätigten Strafen zu niedrig sind.

Soweit mit dem Kassationsantrag ausgeführt wird, es 
sei ausgeschlossen, ein Mitverschulden des Verletzten 
bei der Strafzumessung zu berücksichtigen, ist von 
unterschiedlichen Gesichtspunkten auszugehen.

Die Arbeitsschutzvorschriften beachten die auf der 
Grundlage sozialistischer * Produktionsverhältnisse ent­
standenen Erfahrungen der Werktätigen bei der. Ver­
hinderung von Unfällen. Sie suchen ein Höchstmaß von 
Sicherheit für Leben untk Gesundheit der Arbeitenden 
zu gewährleisten. Schon allein das Übertreten dieser 
Sicherheitsvorschriften durch die für den Arbeitsschutz 
verantwortlichen Personen ruft einen Zustand vermin­
derter Sicherheit hervor. Deshalb ist der bloße Verstoß 
gegen diese Pflichten als Begehungsdelikt unter Strafe 
gestellt worden, und zwar unabhängig davon, ob ein 
Unfall eingetreten ist oder nicht, so daß das Problem 
der Mitverursachung für die Schuld des Verantwort­
lichen außer Betracht bleibt.

Hat jedoch die Verletzung der Arbeitsschutzvorschrif­
ten eine Körperverletzung oder den Tod eines Men­
schen verursacht und wird der Angeklagte aus diesem

Grunde nicht nur wegen Verstoßes gegen § 45 VO 
zum Schutze der Arbeitskraft, sondern tateinheitlich 
auch auf Grund der §§ 230 oder 222 StGB bestraft, dann 
kann — wie in jeder anderen Strafsache — bei der 
Strafzumessung nicht außer Betracht bleiben, ob der 
Verletzte den zur Vollendung des Tatbestandes ge­
hörenden Erfolg mitverursacht hat. Auch das ist ein 
Umstand, der den Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit 
der Tat des Angeklagten und damit die Grundlage für 
die Strafzumessung mitbestimmen kann (vgl. Richt­
linie des Obersten Gerichts über die Anwendung der 
§§ 268 ff. StPO vom 28. 4. 1958, Abschnitt IV, Ziff. 3).

Das Urteil des Bezirksgerichts war daher im Straf­
ausspruch aufzuheben und die Sache in diesem Umfang 
zur erneuten Entscheidung über den Protest an dieses 
Gericht zurückzuverweisen. Dabei wird erneut zu prü­
fen sein, ob die Strafen wieder bedingt ausgesprochen 
werden können.

§ 174 Abs. 1 StGB.
Ein Betreuungsverhältnis im Sinne des § 174 Abs. 1 

StGB setzt nicht unbedingt eine vertragliche Verein­
barung voraus; es kann auch durch tatsächliche Um­
stände begründet werden.

OG, Urt. vom 3. April 1958 - 3 Zst III 8/58.

Der Angeklagte ist 35 Jahre alt und bewirtschaftet seit 
seine:; im Jahre 1953 erfolgten Eheschließung gemeinsam 
mit seiner Ehefrau die ihr gehörende 14 ha große Land­
wirtschaft. Die Ehefrau des Angeklagten vereinbarte mit 
den im selben Dorf wohnenden Eltern der Zeugin Gisela F., 
welche Ostern 1953 aus der Schule entlassen wurde, daß 
diese am 1. September 1953 die Arbeit als Landarbeiterin 
in der Wirtschaft der Ehefrau des Angeklagten aufnehme. 
Ein Arbeitsvertrag, wie ihn das Landarbeiterschutzgesetz 
vorschreibt, wurde nicht abgeschlossen. Man kam überein, 
daß die Zeugin auf ihrer Arbeitsstelle beköstigt werden 
und in einem ihr zugewiesenen Zimmer schlafen sollte. 
Abmachungen hinsichtlich einer Beaufsichtigung oder Be­
treuung des Mädchens wurden nicht getroffen.

Das der Zeugin zur Verfügung gestellte Zimmer war 
nicht heizbar. Sie hielt sich deshalb in ihrer Freizeit in 
dem Wohnzimmer der Eheleute auf. Einige Wochen nach 
der Arbeitsaufnahme verkehrte der Angeklagte mit der 
damals 14y2jährigen Zeugin im Wohnzimmer geschlecht­
lich. Die Initiative dazu ging vom Angeklagten aus. Die 
Zeugin setzte ihm keinen Widerstand entgegen. In der 
Folgezeit bis zum Dezember 1954 kam es zwischen dem 
Angeklagten und der Zeugin wiederholt zum Geschlechts­
verkehr. Dann nahm die Zeugin aus finanziellen Gründen 
bei einem anderen Bauern Arbeit auf, kehrte jedoch nach 
sieben Monaten auf die frühere Arbeitsstelle zurück. Von 
nun an schlief sie aber im Hause ihrer Eltern. Nach der 
erneuten Arbeitsaufnahme kam es erneut zu wiederholtem. 
Geschlechtsverkehr zwischen ihr und dem Angeklagten. 
Im April 1956 gebar sie ein Kind.

Der Staatsanwalt des Kreises F. erhob gegen den An­
geklagten Anklage wegen Unzucht unter Ausnutzung eines 
Abhängigkfeitsverhältnisses und wegen Verführung (§§ 174, 
182 StGB). Das Kreisgericht F. sprach den Angeklagten 
durch Urteil vom 12. April 1957 von dieser Anklage frei, 
weil die Zeugin dem Angeklagten nicht .zur Erziehung, 
Ausbildung, Aufsicht oder Betreuung anvertraut gewesen 
und der für eine Bestrafung nach § 182 StGB erforderliche 
Strafantrag vom Vater der Zeugin verspätet gestellt wor­
den sei.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation dieses Urteils beantragt. Der 
Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Es erübrigt sich eine Auseinandersetzung mit der 

Frage, ob die Zeugin dem Angeklagten zur Erziehung, 
Ausbildung oder Aufsicht anvertraut war, weil die 
Rechtsansicht des Kreisgerichts insoweit irrtumsfrei ist 
und ihr vom Generalstaatsanwalt zugestimmt wird. 
Das Kreisgericht hat jedoch fehlerhaft das Vorliegen 
eines Betreuungsverhältnisses verneint. Nach seiner 
Auffassung ergebe ^ich die Pflicht zur materiellen 
Sicherstellung des bei dem Angeklagten und seiner 
Ehefrau arbeitenden Mädchens aus dem Landarbeiter­
schutzgesetz. Sie hätte demnach auch bestanden, wenn 
die Zeugin das Schutzalter des § 174 StGB — 21 Jahre — 
überschritten hätte. Daher könne aus den Umständen, 
daß das Mädchen im Hause des Angeklagten gewohnt 
habe und beköstigt worden sei, kein Betreuungsvet. 
hältnis hergeleitet werden. Erst eine Vereinbarung
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